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In den geplanten Handelsabkommen zwischen der
EU und den USA (TTIP) und Kanada (CETA) spielt
die Landwirtschaft eine bedeutende Rolle.
Während das Handelsabkommen zwischen der EU
und den USA (TTIP) seit Juni 201 3 verhandelt wird
und bisher noch aus einzelnen
Verhandlungstexttei len besteht, ist CETA seit
September 201 4 fertig verhandelt und steht nun
vor der Ratifizierung in der Europäischen Union
und in Kanada. CETA ist der kleine Bruder von
TTIP. Klein, weil die kanadische Wirtschaftsleistung
weniger als ein Zehntel der US-amerikanischen be-
trägt. Und Bruder, weil sich diese Abkommen in ihr-
er Gestalt stark ähneln. Der kleine Bruder gibt
einen Vorgeschmack, was erst vom großen zu er-
warten ist.

Bei den Verhandlungen um TTIP zeigen bisherige
Texte und Studien, dass sowohl der Fleisch- als
auch der Milchmarkt in Europa massiv unter Druck
geraten werden, aber auch wertvol le europäische
Standards auf dem Spiel stehen. Auch bei der
Analyse des CETA-Textes1 zeigt sich, dass Zölle
abgebaut werden, bzw. für sehr sensible Bereiche
wie Milch und Fleisch erhöhte Zollquoten einge-
führt werden sollen. Damit können beide Länder
mehr Milch und Fleisch über den Atlantik
exportieren, auch wenn in beiden Ländern diese
Produkte bereits ausreichend erzeugt werden.
Entscheidend ist dann der bil l igste Erzeugerpreis,
der wiederum dazu führt, dass bäuerl iche Märkte
und ländl iche Strukturen beiderseits des Atlantiks

weiter unter Druck geraten. Gewinne erwarten
dabei vor al lem die Molkereiindustrie und Fleisch-
konzerne – nicht aber beispielsweise bäuerl iche
ErzeugerInnen.

Immer wieder behaupten PolitikerInnen, die CETA
und TTIP befürworten, dass die europäischen
Standards im Lebensmittelsektor sicher sind. Nicht
zuletzt verspricht der Koalitionsvertrag der
Deutschen Bundesregierung2 den Schutz von
Standards für Lebensmittel und Umwelt und den
Schutz der Verbraucherrechte. Aber der CETA-Text
macht etwa bei der Gentechnik deutl ich, dass das
nicht zutreffend ist. Es gibt grundlegende Unter-
schiede in der Handhabung gentechnisch ver-
änderter Pflanzen dies- und jenseits des Atlantiks –
wie etwa das Vorsorge- versus das Nachsorge-
prinzip. CETA und TTIP stärken das amerikanische
Nachsorgeprinzip – nicht aber das europäische
Vorsorgeprinzip.

Zudem lässt sich die EU mit CETA und TTIP in
Handelsabkommen einbinden, die vereinbaren, in
Zukunft gemeinsame Standards durchzusetzen.
Dies unterwandert nicht nur die Umsetzung des
Vorsorgeprinzips, sondern wird die EU auch in
Zukunft daran hindern, höhere Standards eigen-
ständig zu entwickeln – ein strengerer Schutz-
standard wird damit beispielsweise unmöglich.
Davon profitiert die Gentechnikindustrie in der EU
und in Amerika.

CETA - Landwirtschaft und Gentechnik: Eine Gefahr für
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Ein Schlag gegen bäuer-
l iche Strukturen
In Deutschland und EU-weit ist insbesondere der
Markt für Fleisch und Milch durch viel zu niedrige
Preise für die ErzeugerInnen gekennzeichnet. Der
Grund dafür l iegt in der durch die EU-Agrarpolitik
gewollten und geförderten Überschussproduktion,
deren Ziel es ist, die Bäuerinnen und Bauern für
den Weltmarkt fit zu machen.

Europäische Fleischkonzerne können durch Ex-
porte ihre Gewinne steigern. Gleichzeitig ist der
europäische Fleischmarkt mit Zöllen vor Importen
geschützt, auch aus Kanada. Der Preisunterschied
für Schweinefleisch in Kanada und der EU ist
gravierend. In Kanada lag der Schweinepreis ein-
ige Jahre bis zu 60 Prozent unter dem
europäischen3. Selbst 201 4 lag der kanadische
Preis trotz des Preisverfal ls der vergangenen Jahre
im europäischen Schweinesektor noch 25 Prozent
unter dem europäischen. Auch ErzeugerInnen für
Rindfleisch haben in den letzten zehn Jahren zum
Teil 1 5 bis 35 Prozent niedrigere
Auszahlungspreise erhalten als die europäischen
und könnten bei einer Marktöffnung in die EU ihre
Produkte deutl ich bil l iger anbieten als ihre
europäischen KollegInnen.

Mit CETA sollen die zollfreien Quoten4 für Sch-
weine- und Rindfleisch aus Kanada um das 1 4-
bzw. 1 2-fache gegenüber bestehenden Zollquoten
steigen. Zumindest wenn die kanadische Exportin-
dustrie diese Quotenmenge ohne den Einsatz von
Hormonen oder Raktopamin, ein umstrittenes

Mastbeschleunigungsmittel, bereitstel len kann.
Bisher konnten die kanadischen Schlachtunterneh-
men die zollfreien Quoten kaum ausfül len. Mit der
Quotensteigerung wird aber die Möglichkeit at-
traktiver, Produktions- und Schlachtwege
umzustel len, um hormonfreies Fleisch für den Ex-
port zu erzeugen. Der europäische Fleischsektor
wird durch höhere Importe aus Kanada unter er-
heblichen Preisdruck geraten. In Europa sind die
Standards der Erzeugung höher und vielfach noch
bäuerl ich geprägt. So dürfen bei der Mast
beispielsweise keine Hormone eingesetzt werden.
In einem zunehmend globalisierten Markt, der auch
einen ständigen Preisdruck nach sich zieht, werden
diese Standards und Strukturen dauerhaft kaum
erhalten bleiben. Wollen wir wirkl ich unsere
heimische bäuerl iche Landwirtschaft weiter dezi-
mieren und lieber Rindfleisch von kanadischen
Großfarmen importieren? Mit nachhaltiger Land-
wirtschaft hat das nichts zu tun.

CETA unterläuft die dringend nötige Neuausrich-
tung der EU-Agrarpolitik weg von der
industrial isierten konzerngesteuerten hin zur
sozialen, ökologischen und bäuerl ichen Land-
wirtschaft. Weltmärkte für Fleisch und Milch sind
ein Irrweg. Eine zukunftsfähige, bäuerl iche Land-
wirtschaft produziert vornehmlich in der Region für
die Region. Umgekehrt steigen, wenn CETA
ratifiziert wird, die EU-Käseexporte nach Kanada
und setzen dort den Markt unter Druck.
Die Milchmarktpolitik in Kanada stel lt bisher eine
Einkommenssicherung für Bäuerinnen und Bauern
dar, denn durch eine Mengensteuerung wird das
Angebot an der Nachfrage ausgerichtet.

Infografik:
Zollfreie Import- und Exportquoten für Fleisch und Milch im CETA-
Vertrag in Tonnen

Existierende Tatsächliche Zollfreie Importquote(a), Zol lquoten

Zollquoten Importe CETA nach

CETA-Einführung

Kanada nach EU

Schweinefleisch (hormonfrei) 5549 63 75000 80549

Rindfleisch (hormonfrei) 41 62 42 50840 50002

EU nach Kanada

Käse 1 3472 1 4505 1 6000 31 072

Industriekäse 1 700

Quelle: CETA-Text9, BMEL-Statistik1 0

(a) Zollfreie Quote 6 Jahren nach CETA-Ratifizierung



Für jeden Liter überschüssiger Milch zahlen die
ErzeugerInnen eine Strafabgabe. Während sich
der kanadische Auszahlungspreis an die Erzeuger-
Innen an den Produktionskosten der Milch
orientiert und in den letzten Monaten bei knapp 50
Cent/kg5 Milch lag, ist der europäische Milchpreis
im weltweiten Wettbewerb im Juni diesen Jahres
drastisch auf 25,87 Cent/kg6 gesunken. Das liegt
auch an der ersatzlos abgeschafften Milchmengen-
regul ierung der EU im April 201 5.

Die politisch gewollte Exportorientierung, die Vor-
arbeit für solche Art von Handelspolitik, hat den
Milchpreis für europäische ErzeugerInnen gänzlich
zerstört. Derzeit schützt ein Zoll von 245,6 Prozent7

den kanadischen Milchmarkt vor bil l igen Käse-Im-
porten. Die zollfreien Quoten für Käseexporte nach
Kanada sollen durch CETA verdoppelt werden.
Dann würde fast 8 Prozent des kanadischen Käse-
marktes (425.400 t) von der europäischen
Molkereiindustrie beliefert. Der bil l ige EU-Preis
schlägt den höheren und existenzsichernden ka-
nadischen Milchpreis. Es ist zu erwarten, dass die
zollfreie Quote ohne Probleme von der EU-Indus-
trie ausgeschöpft werden kann. Die kanadische
Bauernorganisation National Farmers Union (NFU)
kritisiert, das mit jedem kanadischen Handelsver-
trag die Mengensteuerung ein Stück weiter ausge-
höhlt wird8. Es ist keine nachhaltige Landwirtschaft-

spolitik, wenn die EU ihre Überschussprobleme
nach Kanada exportiert und dort das zukunfts-
fähige Marktsteuerungssystem unter Druck setzt.
CETA unterläuft die dringend nötige Neuausrich-
tung der EU-Agrarpolitik weg von der
industrial isierten konzerngesteuerten hin zur
sozialen, ökologischen und bäuerl ichen Land-
wirtschaft. Weltmärkte für Fleisch und Milch sind
ein Irrweg. Eine zukunftsfähige, bäuerl iche Land-
wirtschaft produziert vornehmlich in der Region für
die Region.

Gentechnik durch die
Hintertür
Bei der Gentechnik zeigt sich, dass das
europäische System hinsichtl ich der Zulassung,
dem Umgang mit einer Risikotechnologie, der
Kennzeichnung, der Anwendung des Vorsorgeprin-
zips und des Schutzes der gentechnikfreien
Lebensmittelerzeugung völl ig anders geregelt ist,
als in Kanada und den USA. Für die Gentechnik-
und Agrarkonzerne beidseits des Atlantiks sind die
EU-Regelungen große Handelshemmnisse. Im
CETA-Text gibt es einen eigenen Absatz „zur
Stärkung der bilateralen Zusammenarbeit im
Bereich der Biotechnologie“11 .

Im geplanten Dialog sollen konkret Themen behan-
delt werden wie die „asynchrone Zulassungen“, die
„internationale Kooperation in Fragen wie „Low
Level Presence“ und die „Förderung eines effizien-
ten, wissenschaftl ich basierten Zulassungsver-
fahrens“.

Das CETA-Abkommen zielt klar darauf ab, das Zu-
lassungssystem im Sinne der Gentechnik-Industrie
„effizienter“ zu machen.Denn asynchrone Zulas-
sungen bedeuten, dass bspw. in den USA neue
gentechnisch veränderte Pflanzen (GV) schon an-
gebaut werden, obwohl sie in Europa oder Asien
noch keine Importzulassung haben. Das stel lt für
die vorschnell anbauenden Länder bzw. die
Agrarindustrie ein Handelshemmnis dar. Tauchen

diese nicht zugelassenen GV-Pflanzen in Import-
ware auf, so gilt in Europa für hier nicht zu-
gelassene GV-Pflanzen Nulltoleranz. D.h. nicht zu-
gelassene gentechnisch veränderte Konstrukte
dürfen auch nicht in geringen Spuren in die EU im-
portiert werden oder müssen vom Markt genom-
men werden, wenn sie entdeckt werden. Auf
großen Druck der Agrarindustrie wurde 2011 diese
Nulltoleranzpolitik bei Futtermitteln ausgehöhlt. Seit
dem gilt unter bestimmten Bedingungen ein tech-
nischer Wert von 0,1 Prozent. Damals behauptete
die EU-Kommission, dass die Nulltoleranz bei
Lebensmitteln und Saatgut definitiv bestehen
bleiben solle. Aber auch hier wird seitens der EU-
Behörden weiter gebohrt, die Nulltoleranz
aufzuheben.
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Info-Kasten:

In Kanada werden gentechnisch veränderten Organismen nicht automatisch einer so

genannten Risikoprüfung unterzogen. Eine Pfl ichtkennzeichnung von Gentechnik-

Organismen wird als ungerechtfertigtes Handelshemmnis eingestuft. In Europa gilt das

Vorsorgeprinzip: Werden die Risiken als unkalkul ierbar oder zu hoch eingeschätzt, oder

die Datenlage als zu unsicher, können GV-Pflanzen verboten werden. Anders das „Prinzip

des Beweises“ in Kanada: Erst wenn „wissenschaftl ich“ bewiesen ist, dass es eine Gefahr

gibt, können GV-Pflanzen verboten werden – sprich in der Nachsorge.



Anscheinend hat sich die EU-Kommission während
der CETA-Verhandlungen dazu verpfl ichtet, Zulas-
sungsanträge von GV-Produkten "so schnell wie
möglich innerhalb des festgelegten Verfahrens im
EU-Zulassungsrecht" zu bearbeiten, wie ein Brief
der kanadischen Sojaerzeugervereinigung Soy
Canada an die EU-Kommission aufzeigt, in dem
der Verband der Soja-Industrie jetzt auf Umsetzung
pocht1 2.

Wir brauchen keine Verträge, die der Gen-
technikindustrie einen Anspruch auf möglichst
rasche Genehmigungsverfahren einräumt und das
Vorsorgeprinzip aushebelt.
Auch Kanada hat eine Nulltoleranzpolitik.
Al lerdings hat Kanada 201 2 eine „Global Low Level
Presence Initiative“ eingeleitet, mit dem Ziel, das
Vorhandensein von geringfügigen Verun-
reinigungen nicht zugelassener GV-Organismen zu
erlauben. Das CETA-Abkommen forciert diese
Abkehr von der Nulltoleranz.

Zudem soll gemäß dem CETA-Text ein
„wissenschaftl ich basiertes Zulassungsverfahren“
gefördert werden. Hiermit ist v.a. das
amerikanische Zulassungssystem gemeint. Verein-
facht gesagt werden dort GV-Pflanzen solange als
sicher angesehen, bis das Gegentei l bewiesen ist.
Dieses „Prinzip des Beweises“ wird als
wissenschaftl ich angesehen.

Erst wenn konkrete Gefahren nachgewiesen
wurden, können die GV-Produkte vom Markt
genommen oder mit Auflagen versehen werden.
Noch gilt in Europa das Vorsorgeprinzip: Wenn die
Risiken als unkalkul ierbar oder zu hoch
eingeschätzt werden, oder die Datenlage zu
unsicher ist, können GV-Pflanzen verboten werden.
Gentechnik-BefürworterInnen fordern schon lange
ein „wissenschaftsbasiertes“ Zulassungssystem in
der EU einzuführen und CETA unterstützt dieses
Vorhaben: erst wenn „wissenschaftl iche Beweise“
gibt, dass ein GVO schädlich ist, sol l er verboten
werden können. Das ist die Abkehr vom Vorsorge-
prinzip.

Mit Demokratie sind solche Vertragsklauseln nicht
vereinbar: Europa muss genauso wie jedes andere
Land selber entscheiden können, ob sie Gen-
technik aus wissenschaftl ichen, gesundheitl ichen,
ökonomischen, ethischen, ökologischen oder
sonstigen Gründen nicht zulassen wollen.
Diese Art von Handelsabkommen führen dazu,
dass schon jetzt versucht wird, Regelungen zum
Umgang mit Gentechnik zu harmonisieren. Im
Zuge der Diskussion um neue Gentechnik-Ver-
fahren in der Züchtung spielt die Frage, ob und wie
streng Gentechnik-Organismen (also Pflanzen,
Tiere, Mikroorganismen) reguliert werden sollen,
eine entscheidende Frage. Unterschiedl iche Reg-

ul ierungen der neuen Gentechnik-Verfahren
seitens der Handelspartner werden von der Agrar-
und Gentechnikindustrie als Handelshemmnis
eingestuft: Sie plädieren beidseits des Atlantiks für
keine Regulierung. Ob die EU-Kommission sich
dem Druck der Industrie beugt, oder das Vorsorge-
prinzip auch bei neuen Gentechniken anwendet
und sie der risikoorientierten EU-Regulierung
unterwirft, ist derzeit unklar. Dies wird von
bäuerl ichen und zivi lgesellschaftl ichen
Organisationen aber klar gefordert, da die neuen
Gentechnik-Verfahren sowohl die alten Risiken
aber auch ganz neue Risikopotentiale aufweisen.

Vorbeugend steht im CETA-Text, direkt im
Biotechnologie-Absatz, dass im geplanten Dialog
auch die „regulatorische Zusammenarbeit“
thematisiert werden soll , „um handelsschädigende
Auswirkungen von Regulierungsverfahren zu
minimieren“. Zudem sollen „jegl iche neuen
Rechtsvorschriften“ und „Maßnahmen, die sich auf
den Handel zwischen den Vertragsparteien
auswirken können, einschl ießlich Maßnahmen der
Mitgl iedstaaten der EU“ im Dialog behandelt
werden. Mit CETA müsste sich Europa vor Kanada
rechtfertigen, wenn es seine Gentechnik-
Gesetzgebung restriktiver gestalten wil l und die
kanadische Regierung sowie die Gentechnik-Lobby
könnte (noch stärker) mitreden.

Dieser klare Fokus des CETA-Vertrags auf die EU-
Gentechnikgesetzgebung mit dem Ziel,
„handelsschädigende Maßnahmen“ zu minimieren
zeigt, dass zwar nicht akut die Gentechnik-
Standards angegriffen werden, jegl iche dringend
benötigte Verschärfungen jedoch erheblich
erschwert werden.
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Fazit
Die Krisen im Fleisch- und Milchsektor in Europa
hängen eng mit der Exportorientierung und der
damit verknüpften Handelspolitik zusammen. Der
CETA-Text zeigt, dass Europa mit höheren
Fleischimporten aus Kanada rechnen muss, da
dort bi l l iger erzeugt wird. Diese Mengen werden im
ohnehin schon gesättigten EU-Markt weiteren
Druck auf die Erzeugerpreise ausüben.
Umgekehrt exportiert die europäische
Milchindustrie mehr Käse nach Kanada, obwohl
der Käse dort selbst erzeugt wird. Um den
kanadischen Milchpreis weiterhin stabil zu halten,
muss die nationale Milcherzeugung gesenkt wer-
den. Die bäuerl iche und gesellschaftl ich gewün-
schte Qualitätserzeugung wird jeweils unter
Beschuss kommen, sie wird der
Weltmarktorientierung geopfert.

CETA bietet aber nur einen Vorgeschmack, was
auf die Landwirtschaft erst durch TTIP zukommen
würde. Im Milchmarkt wird es keine einseitigen Ex-
porte seitens der EU geben, sondern es ist mit
einem gegenseitigen Export zu rechnen, der die
Märkte auf beiden Seiten des Atlantiks aufwirbeln
wird. US-amerikanische Fleischindustrie-Lobby-
isten haben schon heraus posaunt, dass sie sich
mit dem CETA-Marktzugangsvorschlag nicht zu-
frieden geben werden. Sie wollen eine wesentl ich
höhere Exportmenge als in den ausgehandelten
CETA-Vertrag. Auch in den USA wird Rind- und
Schweinefleisch bil l iger und mit Hormonen und
Raktopamin erzeugt.

Zudem steht der gentechnikfreie Anbau weltweit
auf dem Spiel. Nach wie vor wollen die Gentech-
nik-Konzerne auch in Europa auf den Acker.
Sollten es die „alten“ Gentechnik-Verfahren nicht
schaffen, könnten die „neuen“ Gentechnik-Ver-
fahren unreguliert angewendet werden, wenn die
EU sich auch aufgrund des Drucks von CETA und
TTIP von ihrem Vorsorgeprinzip abwendet und die
neuen Verfahren als konventionel le Züchtung ein-
stuft. Zudem stehen die europäischen
Schutzmechanismen zur Sicherstel lung einer gen-
technikfreien Landwirtschaft im Kreuzfeuer des ge-
planten CETA-Dialogs. Die Abschaffung der
Nulltoleranz und die „effiziente, wissenschafts-
basierte Synchronisierung des Zulassungsver-
fahrens“ dienen alleine den Interessen der Gen-
technik-Industrie, nicht den Wünschen der
Gesellschaft.

Die Gesellschaft formuliert zunehmend
Anforderungen an die Qualität der Lebensmit-
telerzeugung und sie fordert eine zukunftsfähige
bäuerl iche Landwirtschaft. Das drückt sich etwa in
den jährl ichen Demonstrationen „Wir haben es
satt“ in Berl in aus. Mehrere zehntausende

Menschen gehen auf die Straße für eine andere
Agrar- und Handelspolitik. Der CETA-Vertrag trägt
dieser Bewegung und einer bäuerl ich orientierten
Landwirtschaft keine Rechnung.

Die Zeit des „Geiz ist Geil“ ist vorbei, die Nachfrage
nach guten Lebensmitteln steigt, der Absatz von
industriel l erzeugtem Bil l igfleisch geht zurück.
Deshalb fordern die Agrarbewegung „Wir haben es
satt“ und das Bündnis „TTIPunfairHandelbar“ die
Politiker auf, CETA abzulehnen und die TTIP-Ver-
handlungen zu stoppen. Denn der sicherste Schutz
unserer Standards und unserer bäuerl ichen Land-
wirtschaft ist kein CETA und kein TTIP. Die Agrar-
politik muss dringend die Überschusserzeugung
stoppen.
Statt Exportorientierung braucht es eine
Qualitätsoffensive. Das bedeutet artgerechte Tier-
haltung, gentechnikfreie Fütterung, Stärkung des
Anbaus von heimischen Eiweißfutter, das Recht
auf Nachbau von Saatgut, keine Gentechnik durch
die Hintertür, eine Reduzierung des Pestizid- und
Mineraldüngereinsatzes und vieles mehr. Eine
zukunftsfähige Landwirtschaft ist bäuerl ich und
regional.
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